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Betreff: 
Änderung der Hauptsatzung der Stadt Königstein im Taunus 
bezüglich § 7 - Öffentliche Bekanntmachungen 

Beschlussvorschlag: 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, wie folgt zu beschließen: 
 
Die Hauptsatzung der Stadt Königstein im Taunus wird in Bezug auf § 7 – Öffentliche 
Bekanntmachungen entsprechend dem der Original-Niederschrift beigefügten Entwurf einer 
1. Änderungssatzung geändert. 
 
Begründung: 

Die Hauptsatzung der Stadt Königstein im Taunus stammt vom 21.12.2014. Seitdem wurden 
die Hessische Gemeindeordnung (HGO), das Hessische Kommunalwahlgesetz (KWG) und 
die Verordnung über öffentliche Bekanntmachungen der Gemeinden und Landkreise 
(BekanntmachungsVO) mehrfach geändert, zuletzt durch das Gesetz zur Verbesserung der 
Funktionsfähigkeit der kommunalen Vertretungskörperschaften und zur Änderung kommu-
nalrechtlicher Vorschriften vom 1. April 2025 (GVBl. 2025 Nr. 24). 
 
Die BekanntmachungsVO, die HGO und das KWG sehen inzwischen vor, dass öffentliche 
Bekanntmachungen grundsätzlich im Internet durch die Bereitstellung auf der Internetseite 
der Gemeinde erfolgen können. Einer zusätzlichen Hinweisbekanntmachung in einer Zeitung 
bedarf es nicht mehr. Eine Ausnahme hiervon gilt noch für Veröffentlichungs-
bekanntmachungen nach § 3 Abs. 2 Satz 4 des Baugesetzbuchs (BauGB). Hier hat nach 
herrschender Meinung die öffentliche Bekanntmachung mit Abdruck in einer Zeitung oder im 
Amtsblatt zu erfolgen und ist zusätzlich in das Internet einzustellen. 
 



 - 2 - 
 

Die erfolgten Gesetzesänderungen, darunter die Streichung des Erfordernisses der soge-
nannten Hinweisbekanntmachung, sollen der Entbürokratisierung in den Gemeinden dienen. 
Die Verbreitung des Internets als Informationsmedium hat weiter zugenommen. So hatten im 
Jahre 2020 bereits 91 % der Haushalte einen Internetzugang. 
(Quelle:https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Einkommen-Konsum-
Lebensbedingungen/Ausstattung-Gebrauchsgueter/Tabellen/zeitvergleich-ausstattung-
ikt.html)  
 
Auch die Personengruppe der über 65-jährigen nutzt das Internet regelmäßig, zu 76 % sogar 
täglich. 
(Quelle:https://www.destatis.de/DE/Themen/Gesellschaft-Umwelt/Einkommen-Konsum-
Lebensbedingungen/IT-Nutzung/Tabellen/durchschnittl-nutzung-alter-ikt.html). 
 
Die Mehrzahl der Bundesländer verzichtet bereits auf die Hinweisbekanntmachung. 
Schwierigkeiten oder Rechtsprobleme sind in diesem Zusammenhang laut Mitteilung des 
Hessischen Städte- und Gemeindebundes bisher nicht bekannt geworden. 
 
Die öffentlichen Bekanntmachungen der Stadt Königstein im Taunus, die bislang weitest-
gehend mittels Abdruck in der Taunus-Zeitung erfolgten, sind mit hohem Zeit- und Arbeits-
aufwand der Verwaltung und erheblichen Kosten verbunden. Zwecks Zeit- und Kosten-
ersparnissen wird - auch im Hinblick auf die im Zusammenhang mit den anstehenden 
Kommunalwahlen erforderlich werdenden öffentlichen Bekanntmachungen - in § 7 der 
Hauptsatzung nunmehr die Internetseite der Stadt Königstein im Taunus als maßgebliches 
Bekanntmachungsorgan vorgesehen. Auf die sog. Hinweisbekanntmachung wird ebenfalls 
verzichtet. Eine Ausnahme hiervon ist in § 7 Abs. 5 für die Veröffentlichungsbekannt-
machungen nach § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB vorgesehen, deren öffentliche Bekanntmachung 
weiterhin mit Abdruck in der Taunus-Zeitung erfolgt.  
 
Es wird empfohlen, dem Beschlussvorschlag zuzustimmen und den vorliegenden Entwurf als 
1. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Königstein im Taunus zu beschließen. 
 
 
 
 
 
 
Beatrice Schenk-Motzko 
Bürgermeisterin 
 
 
 
Anlage 
Entwurf einer 1. Änderungssatzung zur Hauptsatzung der Stadt Königstein im Taunus 
 
 




